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Macht und Wohlstand sind in Bewegung. Das rasante Wirtschaftswachstum in 
vielen aufstrebenden Groß- und Mittelmächten führt zu einer globalen Neuver-
teilung des Wohlstands, auch wenn diese Länder noch weit zurückliegen, was 
das Pro-Kopf-Vermögen und die gesellschaftliche Entwicklung betrifft. Staaten 
wie China und Indien verfügen heute über größere Ressourcen als früher und 
haben sich stärker nach außen geöffnet. Brasilien ist in eine neue Phase starken 
Wirtschaftswachstums eingetreten, und Russland ist dabei, nach einer Zeit öko-
nomischer und politischer Krisen in den 1990er Jahren zu alter Stärke zurück-
zufinden. Hinzu kommt, dass der Wirtschaftsboom in den Schwellenländern zu-
sammenfällt mit in einer Phase ökonomischer Krisen und Stagnation in den 
USA und Europa; so beschleunigt sich die relative Verschiebung des globalen 
Einkommens noch. China wird voraussichtlich die USA bald als weltgrößte 
Volkswirtschaft ablösen, dicht gefolgt von Indien. Die europäischen Länder wer-
den von großen Entwicklungsländern aus der ersten Riege der Weltmächte ver-
drängt. Kurzum: Die Weltwirtschaft wird multipolar.

Wie wird sich der Aufstieg der neuen Mächte auf die internationale Politik auswir-
ken? Hier gibt es skeptische und optimistische Prognosen. Die Skeptiker befürch-
ten eine Erosion der westlich geprägten Weltordnung. Ihrer Ansicht nach reprä-
sentieren die bestehenden internationalen Institutionen wie die Welthandelsorga-
nisation (WTO), der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank die 
Interessen der USA und der liberalen Marktwirtschaft. Folglich werden neue Mäch-
te diese Institutionen nicht akzeptieren, was zu einer Auseinandersetzung um die 
Regeln und Normen globalen Regierens führen wird. Die Skeptiker sehen in den 
innenpolitischen Ordnungen Chinas und Russlands zudem eine Rehabilitierung 
autoritärer und nicht liberaler Alternativen zur westlichen Gesellschaftsordnung.

Optimisten richten den Blick auf eine andere Entwicklung. Aus ihrer Sicht be-
steht die Genialität der von den USA geführten Weltordnung gerade darin, dass 
sie den dominanten wie den aufstrebenden Mächten ein gemeinsames Interesse 
an der Aufrechterhaltung der bestehenden Ordnung vermittelt. Dies geschieht, 
indem die USA ihre Macht in ein Netzwerk militärischer Bündnisse einbinden, 
anderen Ländern durch Freihandel und offene Kapitalmärkte wirtschaftliche 
Entwicklungsoptionen eröffnen und ihnen die Möglichkeit bieten, sich in die 
bestehenden internationalen Institutionen zu integrieren und dort ihren Ein-
fluss zu vergrößern.

Ob am Ende die Optimisten oder die Skeptiker recht behalten, wird in hohem 
Maße davon abhängen, welche Entscheidungen die aufstrebenden Mächte tref-
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Kurz gefasst: �Aufstrebende Staaten wollen größeren Einfluss 
auf die internationale Politik erlangen – ein Wunsch, dem die 
Interessen der Großmächte, die seit Jahrzehnten die internatio-
nalen Institutionen beherrschen, entgegenstehen. Dies hat dazu 
geführt, dass die Großmächte zunehmend außerhalb der Insti-
tutionen ihren Einfluss geltend machen. Außerdem entstehen 
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ordnung des globalen Machtgefüges könnte auf Dauer die Do-
minanz der Großmächte, vor allem der USA, eindämmen.
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fen. Wir müssen uns also mit der Frage beschäftigen, was die aufstrebenden 
Mächte eigentlich wollen. Das ist jedoch gar kein Geheimnis. Analysieren wir ihr 
Verhalten in den letzten Jahren, so ergeben sich klare Hinweise auf die Weltord-
nung, auf die sie hinarbeiten. Die Ergebnisse werden die Optimisten wahr-
scheinlich enttäuschen, aber auch die Pessimisten könnten eine Überraschung 
erleben.

Die aufstrebenden Mächte wollen den etablierten Großmächten deren privile-
gierte Stellung in globalen Regierungsinstitutionen streitig machen. Denn ob-
wohl die Weltwirtschaft multipolarer geworden ist und sich die internationale 
Machtverteilung verschoben hat, werden die wichtigsten Institutionen der Welt-
ordnungspolitik noch immer von den USA, Europa und Japan dominiert. Der IWF 
und die Weltbank – zentrale Institutionen der Geld- und Finanzpolitik – haben 
noch immer Abstimmungsregeln, die die westlichen Industrieländer privilegie-
ren und den USA sogar das Privileg eines faktischen Vetorechts zubilligen. Dass 
auch die Leitungspositionen ausschließlich an Amerikaner und Europäer verge-
ben werden, macht die Sache aus Sicht der Schwellenländer nur noch schlim-
mer.

Der Status des US-Dollars als globale Leitwährung ermöglicht es den USA zudem, 
umfangreiche Kredite aufzunehmen, ohne dafür Zinsen zahlen zu müssen (Seig-
niorage). Sie sind damit immun gegen die Marktdisziplin geworden, die die Poli-
tik anderer Staaten prägt. Multilaterale Handelsverhandlungen werden traditio-
nell von einer kleinen Gruppe Industrieländer dominiert, die so der ganzen Welt 
ihre Handelsregeln diktieren können. Und im UN-Sicherheitsrat bemühen sich 
bislang ausgeschlossene Mächte wie Indien, Brasilien und Südafrika um Füh-
rungspositionen als neue ständige Mitglieder. In all diesen Bereichen fordern 
die aufstrebenden Mächte eine Neuverteilung von Führungspositionen, eine 
bessere Positionierung in diesen Institutionen und ein Ende der westlichen Do-
minanz. So gesehen geht es ihnen also um eine Integration in das bestehende 
System, und die Optimisten können sich bestätigt fühlen.

Allerdings sind diese Integrationsversuche bisher nur zum Teil erfolgreich. In 
vielen multilateralen Kontexten lässt sich daher ein Wiederaufleben direkter 
Verhandlungen zwischen den Großmächten beobachten. Im Handelssektor zum 
Beispiel kritisieren Länder wie Indien und Brasilien die Exklusivität, mit der 
Entscheidungen bislang getroffen wurden, sind aber gleichzeitig selbst Teil ei-
nes neuen Kerns großer Handelsmächte geworden: der G 6, gemeinsam mit Aus-
tralien, der EU, Japan, und den USA. Die Reformen von IWF und Weltbank berüh-
ren nicht die Substanz dieser Institutionen, verlaufen schleppend und werden 
zudem durch die Weigerung der US-Regierung blockiert, die jüngsten Reformen 
zu ratifizieren. 

Die aufstrebenden Mächte konzentrieren sich daher jetzt auf die Gruppe der 
zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer (G 20), die zum bevorzug-
ten Forum für wirtschaftliche Zusammenarbeit avanciert ist. In der G 20 gibt es 
keine formalen Regeln; sie ist ein reines Verhandlungsforum für die Groß- und 
Mittelmächte. Und so wurden auf einen Schlag 90 Prozent aller Länder von der 
Mitbestimmung an der Weltwirtschaftsordnung ausgeschlossen. Die universelle 
Mitgliedschaft und das Stimmrechtssystem von IWF und Weltbank bewirkten 
zumindest, dass kleinere Länder nicht völlig ausgeschlossen wurden. Ein funk-
tionelles Äquivalent zu direkten Großmachtverhandlungen könnte in der weite-
ren Formalisierung der prozeduralen Ungleichheit innerhalb der internationa-
len Institutionen bestehen, wie etwa bei den ständigen Sitzen im 
UN-Sicherheitsrat, doch dies wird sowohl durch die Souveränitätsbedenken an-
derer Länder als auch durch den Unwillen der etablierten Mächte blockiert, die 
für die Integration erforderlichen Kompromisse einzugehen.

Eine Alternative zur Reform bestehender Institutionen ist die Schaffung völlig 
neuer Institutionen. Dies ist das zweite Resultat des Aufstiegs der neuen Mächte. 
Am deutlichsten zeigt sich dieser Prozess im Handel. Nachdem die Doha-Runde 
der WTO, die 2001 auf ihrer vierten Konferenz in Doha den Anstoß zu einer ge-
meinsamen Handels- und Entwicklungsagenda gab, vorerst am Wettbewerbs-
druck der Mitglieder untereinander gescheitert ist, versuchen die Großmächte 
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ihre Alternativen zu einer Verhandlungslösung zu verbessern. Dies geschieht 
zumeist in Form eines regionalen Nabe-Speiche-Systems, wobei jede Groß-
macht über bilaterale Abkommen ihre eigene Freihandelsregion unterhält. 

Freihandelsabkommen zwischen den Großmächten sind dagegen die Ausnahme: 
Nur Südafrika und Europa sowie der südamerikanische Mercosur und Indien 
haben Freihandelsabkommen geschlossen. Infolgedessen läuft der Großteil des 
weltweiten Handels heute über die gegenseitige Gewährung von Vorzugsbedin-
gungen, die zwar mit den WTO-Regeln kompatibel sind, aber mit dem ursprüng-
lichen multilateralen Konzept der Nichtdiskriminierung im Widerspruch stehen. 
Ähnlich sieht es in der Finanzpolitik aus: Hier haben die BRIC-Länder eine eige-
ne Entwicklungsbank und eigene Zins- und Währungstauschvereinbarungen als 
Alternativen zu den Bretton-Woods-Institutionen IWF und Weltbank vorgeschla-
gen. Somit geht der Aufstieg der neuen Mächte wahrscheinlich mit einer star-
ken Zunahme regionaler Alternativen zu den universalen Organisationen ein-
her. Eine ausgeglichenere Machtverteilung könnte sich als Motor institutioneller 
Komplexität erweisen (s. den Beitrag von Benjamin Faude, S. 10-12). 

Dieser Streit um das Institutionengefüge speist sich offenbar primär aus der 
Frustration über den Ausschluss der aufstrebenden Länder von Führungspositi-
onen und weniger aus einer prinzipiellen Ablehnung der bestehenden Regeln 
und Normen. Nur eine stärkere Kompromissbereitschaft der etablierten Mächte 
wie Europa und die USA würden verhindern, dass es zu einer grundsätzlichen 
Ablehnung der bestehenden institutionellen Ordnung kommt. Das Problem da-
bei ist, dass internationale Institutionen sich nur schwer verändern lassen, so-
bald sie einmal geschaffen wurden. Verschiebungen im zugrunde liegenden 
Mächtegleichgewicht lassen sich nur schwer abbilden. Zum Leidwesen der Ver-
teidiger des bestehenden Systems haben die etablierten Mächte bislang mehr 
durch Obstruktion als durch Entgegenkommen geglänzt, wenn es darum ging, 
die alten Institutionen an neue Realitäten anzupassen. Das Resultat ist eine 
Rückkehr zu Großmachtpolitik und institutionellem Pluralismus. So gesehen be-
stätigt sich die Prognose der Pessimisten.

Eine letzte Gemeinsamkeit in der Sichtweise der aufstrebenden Mächte ist die 
Skepsis gegenüber einer weitergehenden Institutionalisierung liberaler Regeln 
und Vereinbarungen. Dies trifft sogar für Wachstumsländer wie Indien, Brasilien 
und Südafrika zu, von denen wir aufgrund ihrer liberal-demokratischen Verfas-
sung und des gemeinsamen westlichen Erbes am wenigsten vermuten würden, 
dass sie die bestehende liberale Ordnung infrage stellen. Der Stand der inneren 
Entwicklung in Ländern wie den BRICs liegt weit unter dem der etablierten 
Mächte, und ihr ökonomischer Erfolg fußt auf Varianten des Kapitalismus, die 
deutlich weniger liberal geprägt sind als die der USA und Europas. Sie sind da-
her entsprechend weniger gewillt, ihre wirtschaftliche Autonomie aufzugeben 
und ihre Wirtschaftspolitik an liberale Regime zu koppeln. Dies kommt auch in 
ihrer zurückhaltenden Einstellung zur liberalen Ideologie der Menschenrechte 
und dem kosmopolitischen Konzept der konditionalen Souveränität zum Aus-
druck, demzufolge zur staatlichen Souveränität auch Pflichten gegenüber der 
internationalen Gemeinschaft gehören. Die aufstrebenden Mächte haben er-
kannt, was konditionale Souveränität bedeutet: Souveränität hängt von den Inte-
ressen der USA ab, nicht von objektiven Kriterien in Bezug auf die Menschen-
rechte oder demokratische Reformen.

Was bedeuten diese großen Trends zusammengefasst? Es ist zu erwarten, dass 
die gegenwärtige Ordnung globalen Regierens weniger liberal und stärker regi-
onal geprägt sein wird und mehr als zuvor auf direkten Verhandlungen zwi-
schen den Großmächten basieren wird – wohl eine Reaktion auf den Einfluss 
und die Forderungen der aufstrebenden Mächte. Eine solche Entwicklung ist 
jedoch immer noch kompatibel mit den Grundstrukturen des bestehenden Sys-
tems. Regionale Handelsvereinbarungen zum Beispiel stehen alle im Einklang 
mit den von der WTO festgelegten Regeln. Der Aufstieg der neuen Mächte ist 
überdies zutiefst mit ihrer Integration in den globalen Kapitalismus verbunden. 
Dies erzeugt eine wirtschaftliche Schicksalsgemeinschaft unter den Großmäch-
ten und erzwingt internationale Regeln und Vereinbarungen zur dauerhaften 
Gewährleistung einer politischen Infrastruktur für ein globales Wirtschaftssys-
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tem. Obwohl sie den Führungsanspruch der etablierten Mächte bei der Festle-
gung dieser Regeln nicht länger hinnehmen, sind die aufstrebenden Mächte 
doch auf die Existenz von Regeln angewiesen, wenn ihre Entwicklung weiterhin 
erfolgreich verlaufen soll.

Die Nachrichten sind daher nicht nur schlecht. Eine Verringerung des westli-
chen Einflusses könnte sogar genau das richtige Rezept sein. Wer die korrum-
pierenden Auswirkungen konzentrierter Macht fürchtet, sollte ein neues Mäch-
tegleichgewicht zwischen den USA und ihren Freunden begrüßen. Eine 
ausgeglichenere Weltordnung könnte dem System Stabilität zurückgeben und 
die Großmächte davon abhalten, ihre führende Stellung auszunutzen. Ein neues 
Mächtegleichgewicht für das 21. Jahrhundert könnte sehr viel stabiler sein als 
das, welches Anfang des 20. Jahrhunderts zusammenbrach. Alle Groß- und Mit-
telmächte sind sich heute einig über Gesetze und Normen gegen Krieg und ter-
ritoriale Expansion; Atomwaffen bieten Schutz vor militärischen Abenteuern; 
der transnationale Kapitalismus ermöglicht ökonomisches Wachstum auch ohne 
territoriale Herrschaft. Der Pragmatismus und Nichtinterventionismus der auf-
strebenden Mächte ist zudem ein willkommenes Gegenmittel gegen liberale 
Kreuzzüge und kann dazu beitragen, das Aufkommen neuer ideologischer Kon-
flikte zwischen den Großmächten zu verhindern. Politiker und Wissenschaftler 
sind vielerorts besorgt angesichts eines drohenden Verlusts westlichen Einflus-
ses und suchen Wege, die westliche Dominanz zu verlängern. Die hier dargestell-
ten Tendenzen sollten ihnen zu denken geben.
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